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SACHVERHALT UND ANTRXGE 

Durch Beschlul3 des Verwaltungsrats der Europischen Pa-

tentorganisation vom B. Juni 1984, veröffentlicht im 

Amtsblatt EPA 1984, Heft 7 (Juli), S. 297, wurden die in 

Artikel 2 GebO-EPU aufgeführten GebUhren erhöht. Artikel 

2, Satz 1, dieses Beschlusses hat folgenden Wortlaut: 

"Die neuen GebUhrensätze sind fUr Zahiungen ab 3. Januar 

1985 verbindlich". GebUhren, die nach diesem Zeitpunkt 

noch zum alten GebUhrensatz gezahit wurden, gelten als 

wirksam entrichtet, wenn der Fehibetrag entsprechend Ar-

tikel 3 des Beschlusses nachgezahlt wurde. 

Der Vertreter der BeschwerdefUhrerin reichte am 13. De- 

zember 1984 eine europische Patentanmeldung em. Damit 

wurden nach dem noch geltenden niedrigeren Tarif die Ge-

bUhren für Anmeldung, Recherche, Benennungen und An-

sprUche in Höhe von 5.030,- DM f11ig. Die tiberweisung 

dieses Betrags an das EPA veranlal3te er am 21. Dezember 

1984 bei einem Bankinstitut in einem Vertragsstaat. Die 

LJberweisung wurde dem Postscheckkonto des EPA jedoch erst 

an dem obengenannten Stichtag, nämlich am 3. Januar 1985, 

gutgeschrieben. Nach dem von diesem Tag an geltenden 

höheren Tarif waren für dieselben GebUhren 5.410,- DM zu 

zahien. Mit Schreiben vom 25. Februar 1985 verlangte die 

Eingangsstelle des EPA die Nachzahlung des Differenzbe-

trages von 380,- DM. Zur Vermeidung eines Rechtsverlust 

entrichtete der Vertreter diesen Betrag ohne Anerkennung 

einer Rechtspflicht und beantragte iugleich dessen RUck-

zahiung. Dabei berief er sich auf die sog. "Zehn-Tage-

Regel" des Artikels 8 (3) GebO. Danach gilt eine Zab-

lungsfrist als eingehalten, wenn der Einzahler dem Amt 

nachweist, dal3 er die Zahiung sptestens zehn Tage vor 

Ablauf der Frist in einem Vertragsstaat veranlaf3t hat. 
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Der Antrag wurde durch Entscheidung der Eingangsstelle 

des EPA vom 15. Mai 1985 zurUckgewiesen. Zur BegrUndung 

wurde im wesentlichen folgendes ausgefUhrt: Artikel 8 (3) 

GebO finde im vorliegenden Fall keine Anwendung. Zweck 

dieser Vorschrift sei es, Rechtsverluste zu vermeiden. 

Dies werde hier durch Artikel 3 des genannten Beschlusses 

des Verwaltungsrats gewhrleistet, und zwar in der Weise, 

daB die Zahlung nach dem alten GebUhrentarif als die 

wirksame Zahlung gelte, sofern die Nachzahlung des Dif-

ferenzbetrags auf Anforderung rechtzeitig erfolge. Eine 

Anwendung von Artikel 8 (3) GebO komrne auch deswegen 

nicht in Betracht, weil der genannte Beschlul3 des Verwal-

tungsrats keine Frist setze, die mit dem 2. Januar 1985 

ende. Der BeschluB mache vielmehr die neuen GebUhrenstze 

fUr ab 3. Januar 1985 eirigehende Zahlungen verbindlich. 

Falls dieser Tag innerhaib einer Zahlungsfrist liegt, 

werde der Lauf der Zahlungsfrist nicht berihrt. Vom 

Stichtag ab gelte lediglich der neue Tarif, was ggf. eine 

Nachzahlung notwendig mache. 

Gegen diese Entscheidung legte die BeschwerdefUhrerin am 

22. Juni 1985 Beschwerde ein und zahlte die Beschwerde-

gebUhr am 28. Juni 1985. Die BeschwerdebegrUndung folgte 

am 19. September 1985. 

Zur BegrUndung der Beschwerde wird vorgebracht, daB durch 

den in Artikel 2 des Beschlusses des Verwaltungsrats 

genannten Zeitpunkt "3. Januar 1985' eine "Frist" i.S.v. 

Artikel 8 (3) GebO gesetzt werde. Die Zahiung mUsse 

nmlich vor diesem Tag erfolgen, wenn die bisherige 

GebUhrenhöhe ausreichen solle. Diese Regelung entspreche 

der Nachfrist nach Regel 85a EPU. Auch hier sei die 

Anwendung von Artikel 8 (3) GebO in Bezug auf die 

Grundfrist nicht deswegen ausgeschlossen, weil Regel 85a 

EPfJ die nachträglihe Zahlung mit Zuschlag ermbgliche. 
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Schlie3lich sei auch durch die Regelung nach Artikel 8 

(3) GebO das Vertrauen geschaffen, daB der Einzahler bei 

Einhaltung dieser sog. •'Zehn-Tage-Regel" vom Risiko 

rechtzeitiger ZahlungsUbermittluflg freigestelit sei. Die 

Nichtanwendung dieser Regel auf die Einhaltung des 

Stichtags stelle eine für den Einzahler unverstndliche 

und auch unnötige rechtliche Differenzierung dar. Der 

Verzicht auf eine Differenzierung habe für das EPA nur 

unwesentliche Gebührenausf1le zur Folge. 

VI. 	Der Vertreter des BeschwerdefUhrers beantragt, die Riick- 

zahiung des unter Vorbehalt gezahiten Differenzbetrags 

von 380,- DM sowie die Rückzahlung der BeschwerdegebUhr. 

VIII. 	Zu dem letztgenannten Antrag fUhrt er folgendes aus: Die 

RUckzahlung der BeschwerdegebUhr sei berechtigt, obwohl 

kein Verfahrensfehler, sondern nur eine fehierhafte Aus-

legung der GebUhrenordnung vorliege. Nichtsdestoweniger 

erscheine es unbillig, daB ein Anmelder für die RUck-

zahiung eines zuviel gezahiten Betrags (hier: 380,- DM) 

eine BeschwerdegebUhr (hier: 680,- DM) zu entrichten 

babe, die weit höher liege als der zu Tinrecht erhobene 

Betrag. Sinn der BeschwerdegebUhr könne es nicht sein, 

die UberprUfung gebUhrenrechtlicher Fragen durch die Be-

schwerdekamrner zu verhindern. 

ENTSCHEI DUNGSGRUNDE 

Die Beschwerde entspricht den Artikein 106 bis 108 sowie 

der Regel 64 EPCi; sie ist daher zulssig. 

Der genannte Beschluf3 des Verwaltungsrats vom B. Juni 

1984 Uber die Neufestsetzung der GebUhren erklrt in 

seinem Artikel 2, Satz 1, die neuen GebUhrenstze für 

Zahlungen ab 3. Januar 1985 fUr verbindlich. Er stelit 
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also nicht auf den Tag der F11igkeit (bier: 13. Dezember 

1984) ab, d.h. auf den Tag, an dem die GebUhr erstmals 

wirksam gezahit werden konnte. Da dieser F11igkeitstag 

vor dem genannten Stichtag liegt, erhöhte sich somit die 

GebUhrenschuld vor dem Ablauf der Zahlungsfrist nach 

Artikel 78 (2) und 79 (2) EPtI (hier: 13. Januar 1984), 

sofern die Gebühren nicht vor dem Stichtag entrichtet 

wurden. Lediglich fUr JahresgebUhren ist der F11igkeits-

tag ma3gebend, was jedoch durch die bestehende Regel 37 

(1) Satz 3 EPIJ bedingt ist. Die AnknUpfung an einen be-

stirnmten Zahlungstag und nicht an den Fälligkeitstag er-

gibt sich eindeutig aus dem Text von Artikel 2 des ge-

nannten Beschlusses. Eine entsprecheride Regelung ist nach 

Artikel 6 (4) GebO auch bei Anderungen der Währungsgegen-

werte vorgesehen. 

3. 	Der Beschlui3 des Verwaltungsrats (Artikel 2) und die Ar- 

tikel 8 (3) und 6 (4) Satz 3 der GebUhrenordnung können 

nur dahin ausgelegt werden, dal3 Artikel 8 (3) GebO auf 

die Einhaltung des Stichtags nicht anzuwenden ist. Dies 

folgt einmal aus dem Wortlaut von Artikel 2, Satz 1, des 

genannten Beschlusses und dem Wortlaut von Artikel 8 (3) 

GebO. Der Stichtag der Verbindlichkeit der neuen Ge-

bUhrenstze "für Zahiungen ab 3. Januar 1985" nach Arti-

kel 2, Satz 1 des genannten Beschlusses kann nicht als 

"Frist" i.S.v. Artikel 8 (3) GebO angesehen werden. Der 

vom BeschwerdefUhrer angesteilte Vergleich mit Regel 85a 

EPU ist unberechtigt, da diese Regel von der Nichtein-

haltung einer Frist ausgeht, woraus sich ergibt, daB Ar-

tikel 8 (3) GebO auf die Einhaltung dieser Frist, d.h. 

der sog. Grundfrist anwendbar ist. Dieses Ergebnis wird 

auch durch einen vergleichenden Blick auf Artikel 6 (4), 

Satz 3, GebO, der den Stichtag der Verbindlichkeit neuer 

Währungsgegenwerte betrifft, bestdtigt. Htte der Verwal-

tungsrat beabsichtigt, die "Zehn-Tage-Regel" auf die 
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Stichtage anzuwenden, so hátte dies in der Nachzahlungs-

regelung nach Artikel 3 der betreffenden BeschlUsse ge-

schehen können. Von der Nachzahlung htte der Anmelder 

freigestelit werden können, der den 'Zehn-Tage-NachWeiS" 

fUhrt. Die Tatsache, daI3 der Verwaltungsrat dies nicht 

getan hat, ist keine RegelungslUcke. Schon aus diesern 

Grund verbietet es sich, einen Einzahler durch analoge 

Anwendung von Artikel 8 (3) GebO von der Nachzahlung 

freizuste lien. 

	

4. 	Diese Auslegung des Beschlusses des Verwaltungsrats vom 

8. Juni 1984 fiihrt somit einmal zu dem Ergebnis, daI3 der 

Zahlungstag und nicht der Eintritt der F1ligkeit dafUr 

ma3gebend ist, weicher Tarif anzuwenden ist, und ferner 

zu dern Ergebnis, daB im Rahmen des genannten Beschlusses 

der neue GebUhrentarif fUr eine Zahiung auch dann gilt, 

wenn die Zahiung bereits 10 Tage vor dem ma3gebenden 

Stichtag veranla3t worden ist. Diese Regeiungen sind nach 

Artikel 164 (2) EPU nicht zu beanstanden, denn sie 

versto3en weder gegen das Europische PatentUbereinkornnien 

noch gegen aligemeine Rechtsprinzipien. 

	

4.1 	Die Wahi des Zahlungstages ais Stichtag statt der frUher 

liegenden F1ligkeit ware rechtlich bedenklich, wenn 

hierin eine verbotene rUckwirkende Erhöhung einer bereits 

eingetretenen GebUhrenschuld gesehen werden könnte. 

Von einer RUckwirkung kann aber bei den meisten GebUhren, 

wie bei den hier in Frage stehenden, nicht gesprochen 

werden. Der Beschlui3 des Verwaltungsrats vom 84 Juni 1984 

und seine Bekanntmachung im Amtsblatt des EPA 1984, Heft 

7/Juli, iiegen nmlich weit vor der Fliigkeit der 

gezahiten GebUhren (hier: 13. Dezember 1984). Diese 

GebUhren wurden daher bereits lange vor ibrer Fälligkeit 

dem neuen Tarif unterworfen fUr den Fall, daB sie erst ab 

3. Januar 1985 beim EPA eingehen. Es ware aber auch nicht 

IE 
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zu beanstariden, wenn die F11igkeit und damit die 

GebUhrenschuld bereits eingetreten ist, bevor der 

Beschluf3 des Verwahltungsrats ergeht. Diese Situation 
kann sich hinsichtlich der PrUfungsgebUhr ergeben. Da der 

PrUfungsantrag tiblicherweise bereits bei Einreichung der 
Patentanmeldung gesteilt wird, kann die Spanne zwischen 

dem Eintritt der Fälligkeit der PrUfungsgebUhr und dem 
Ablauf der Zahlungsfrist nach Artikel 94 (2) i.V.m. 93 

(1) EPO 2 Jabre und mehr betragen. Da die frUhe Stellung 

des PrUfungsantrags mit der Möglichkeit, den Antrag erst 
durch erheblich sptere Zahiung i.S.v. Artikel 94 (2) EPfJ 

wirksam zu machen, eine reine Vorsorgemal3name ist, muf3 
sich der Anmelder auch auf eine GebUhrenerhöhung 
einstellen, die erst beschlossen und bekanntgemacht wird, 

nachdem er bereits den vorsorglichen Antrag geteilt hat. 
Auch in diesem Sonderfall kann daher nicht von einer 
verbotenen RUckwirkung gesprochen werden. Im Ubrigen 
zeigt ein Buck auf Rechtsvorschriften, mit denen 

in den Vertragsstaaten GebUhrenerh5hungen herbeigefUhrt 

werden, daB es rieben der AnknUpfung an die F11igkeit 

durchaus auch die AnknUpfung an den Zahlungstag gibt (so 

insbesondere in sterreich; vgl. Artikel III der Patent- 

und MarkengebUhrennovelle 1984). 

4.2 	Wenn der Verwaltungsrat darauf verzichtet hat, in Artikel 

3 seines Beschlusses diejenigen Einzahler von der Nach-

zahiung zu befreien, die einen Nachweis entsprechend Ar-

tikel 8 (3) GebO fUbren kbnnen, so 1st dies ebenfalls 

rechtlich nicht zu beanstanden. Infolge der verschieden-

artigen Tatbestände und Sanktioneri liegt eine Verletzung 

des Gleichheitsgrundsatzes nicht vor. Es mag sein, daB 

eiri Verzicht auf Differenzierung eine Verrgerung soicher 

Einzahler vermeideri wUrde, die glauben, durch Einhaltung 

der ihnen bekannten "Zehn-Tage-Regel" rioch in den GenuL3 

des niedrigeren GebUhrentarifs zu kommen, insbesondere 
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wenn sich im Bereich eines Jahreswechsels der Post- und 

fiberweisungsverkehr verz6gert. Auch mögen die Einnahmen, 

die dern EPA entgehen wUrden, unerheblich sein. Dies alles 

schafft aber noch keine Situation, die es im Hinblick auf 

das Gleichheitsprinzip gebieten wUrde, die Einzahler bei 

Nachweis der Einhaltung der "Zehn-Tage-Regel" von der 

Nachzahlung zu befreien. 

5. 	Eine RUckzahlung der BeschwerdegebUhr erscheint der Be- 

schwerdekammer im Flinblick auf die nach Regel 67 EPÜ not- 

wendigen Voraussetzungen nicht möglich, obwohl der 

BeschwerdefUhrer der Auffassung ist, daB die RUckzahlung 

der Billigkeit entspricht. Der Beschwerde wird aber nicht 

stattgegeben und es liegt auch kein Verfahrensfehler vor. 

Selbst in Falle der Entscheidung J 08/84 (Amtsbl. EPA 

1985), wo der BeschwerdefUhrer die RUckzahlung von 300,- 

DM AnspruchsgebUhren erwirkte, also der Beschwerde 

stattgegeben wurde, konnte die RUckzahlung der 

BeschwerdegebUhren nicht angeordnet werden. 

ENTSCHEI DUNGSGRfJNDE 

Aus diesen GrUnden wird entschieden: 

Die Beschwerde wird zurUckgewiesen. 

Der Antrag auf RUckzahlung der BeschwerdegebUhr wird 

zurUckgewiesen. 

Der Geschäftsstelleflbeamte 

~ - /Z 
(J. RUckerl) 

Der Vorsitzende: 

I? 	/ 
p. 	)-\ 

(P. Ford) 
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